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Drucksache V/1005 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Branntweinmonopol 

— Drucksache V/329 — 


A. Bericht des Abgeordneten Löbbert 


Der Bundestag hat den Gesetzentwurf in der 
25. Vollversammlung am 3. März 1966 an den 
Finanzausschuß federführend und an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitbe- 
ratend überwiesen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat den Entwurf in sei- 
ner Sitzung am 4. Mai 1966 behandelt. Der Finanz- 
ausschuß hat die Vorlage am 22. September 1966 
beraten. 

Die Vorlage der Bundesregierung will die Ent- 
stehung landwirtschaftlicher Gemeinschaftsbrenne- 
reien fördern und einen Beitrag zur Strukturverbes- 
serung der Kartoffelanbaubetriebe dadurch leisten, 
daß die Verarbeitung selbsterzeugter Kartoffeln zu 
Branntwein erleichtert wird. Dies soll dadurch ge- 
schehen, daß den Landwirten der genossenschaft- 
liche Zusammenschluß zum gemeinschaftlichen Be- 
trieb einer leistungsfähigen Kartoffelbrennerei er- 
möglicht wird. Grundsätzlich werden die Maßnah- 
men, die vorgeschlagen wurden, um das Ziel des 
Gesetzentwurfs zu erreichen, vom Finanzausschuß 
gebilligt; soweit der mitbeteiligte Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten sachdienliche 
Änderungen empfahl, hat sie der Finanzausschuß 
aufgegriffen. 

Der Finanzausschuß schlägt folgende Änderungen 
des Gesetzentwurfs vor: 

1. Ergänzung des § 25 Abs. 3 Nr. 3; 

§ 26 Abs. 1 Nr. 1 BranntwMonG ermächtigt den 
Bundesminister der Finanzen, durch Rechtsver- 
ordnung zu bestimmen, daß Rückstände des 
Brennereibetriebes (Schlempe) oder Dünger vor- 


übergehend veräußert werden dürfen. Von die- 
ser Ermächtigung ist in § 4 BO Gebrauch gemacht 
worden. § 4 BO wird mit Rücksicht auf die in 
§ 25 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 des Entwurfs normierte 
spezielle Verpflichtung zur Schlempeabnahme 
nicht für ausreichend gehalten. Es erschien viel- 
mehr notwendig, eine Ermächtigung für Aus- 
nahmen von dieser Verpflichtung aus agrar- 
oder betriebswirtschaftlichen Gründen zu schaf- 
fen; 

2. redaktionelle Änderung des § 32 Abs. 2 und 3; 

3. Anpassung des § 38 Abs. 1 Nr. 5 an § 37 Abs. 3 
Satz 3 BranntwMonG; 

4. Ergänzung des § 39 a Abs. 2; 

Auf Vorschlag der Regierungsvertreter soll der 
zweite Absatz dem ersten Absatz angepaßt wer- 
den, der auf die Betriebsgröße im Zeitpunkt der 
Veranlagung abstellt; 

5. Ergänzung des § 39 a um einen Absatz 3; 

Die Vorschrift gibt die Möglichkeit, daß an die 
Stelle des ausscheidenden Brennereigutes ein 
oder mehrere Brennereigüter mit einer geringe- 
ren landwirtschaftlichen Nutzfläche, als sie das 
ausscheidende Gut hatte, treten können. Sie ist 
eine folgerichtige Ergänzung des schon im zwei- 
ten Absatz entwickelten Grundsatzes; 

6. Änderung des Artikels 3 Abs. 1 Satz 2; 

Es handelt sich um eine Angleichung an das 
Höchstbrennrecht der Kartoffelgemeinschafts- 
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brennnerei, das von ursprünglich 1200 Hektoliter 
Weingeist (in dem in der 4. Wahlperiode nicht 
mehr verabschiedeten Entwurf; Drucksache 
IV/3362) auf 1500 Hektoliter Weingeist in dem 
vorliegenden Entwurf erhöht worden ist; 

7. Änderung des Artikels 3 Abs. 3 und des Ar- 
tikels 4 Abs. 1 Satz 2, 

Mit diesen Änderungen soll dem Zeitablauf seit 
dem ersten Einbringen des Gesetzentwurfs im 
Mai 1965 Rechnung getragen werden. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, den Ge- 
setzentwurf in der vom Finanzausschuß vorgeschla- 
genen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 17. Oktober 1966 


Löbbert 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/329 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Die Errichtung des Gemeinsamen Marktes er- 
fordert im Interesse der Freizügigkeit des Wa- 
renverkehrs, des Wegfalls der Steüergrenzen 
und der Herstellung gleicher Wettbewerbsbedin- 
gungen die Umformung der Monopole und die 
Harmonisierung der Verbrauchsteuern. 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundes- 
tag über ihre Vorstellungen über die Gestaltung 
des Branntweinmonopols im Gemeinsamen 
Markt zu berichten. Dabei geht der Bundestag 
davon aus, daß an der agrarwirtschaftlichen und 
mittelstandspolitischen Zielsetzung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol festgehalten wird. 
Der Bericht soll sich auch darauf erstrecken, in- 
wieweit eine Modernisierung und Vereinfachung 
der monopolrechtlichen Vorschriften für möglich 
gehalten wird. 


Bonn, den 17. Oktober 1966 


Der Finanzausschuß 
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Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Löbbert 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol 

— Drucksache V/329 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Haushaltssicherungsgesetz vom 
20. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 24 Nr, 1 erhält folgende Fassung: 

„1. landwirtschaftliche Brennereien (§§ 25, 25 a, 
26),". 

2. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§ 25 

(1) Landwirtschaftliche Brennereien können 
als Einzelbrennereien oder als Gemeinschafts- 
brennereien betrieben werden. 

(2) Eine Einzelbrennerei muß folgende Bedin- 
gungen erfüllen: 

1, Die Brennerei muß mit einem landwirt- 
schaftlichen Betrieb verbunden sein 
(Brennereiwirtschaft) . Brennerei und 
Landwirtschaft müssen für Rechnung 
desselben Besitzers betrieben werden. 

2. In der Brennerei dürfen nur Kartoffeln 
und Getreide verarbeitet werden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405), zuletzt 
geändert durch das Haushaltssicherungsgesetz vom 
20. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 25 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 25 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


3 



Drucksache V/1005 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

3. Die Rückstände des Brennereibetriebes 
(Schlempe) müssen restlos an das Vieh 
der Brennereiwirtschaft verfüttert wer- 
den. Aller Dünger, der während der 
Schlempefütterung anfällt, muß auf den 
Grundstücken der Brennereiwirtschaft 
verwendet werden. 

(3) Eine Gemeinschaftsbrennerei muß fol- 
gende Bedingungen erfüllen: 

1. Die Brennerei muß von mindestens 
zwei Besitzern landwirtschaftlicher Be- 
triebe (Brennereigüter) für gemein- 
schaftliche Rechnung betrieben werden. 

2. In der Brennerei dürfen nur Kartoffeln 
und Getreide verarbeitet werden. 

3. Die Rückstände des Brennereibetriebes 
(Schlempe) müssen restlos an das Vieh 
der Brennereigüter verfüttert werden. 
Jeder Besitzer eines Brennereigutes 
muß im Betriebsjahr mindestens die 
Hälfte der Schlempe abnehmen, die 
seinem Anteil an der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche aller Brennereigüter 
zu Beginn des Betriebs] ahres ent- 
spricht. Aller Dünger, der während der 
Schlempefütterung anfällt, muß auf den 
Brennereigütern verwendet werden." 


3. Hinter § 25 wird folgender § 25 a eingefügt: 

♦ 

„§ 25 a 

(1) In einer Gemeinschaftsbrennerei, für die 
ein Brennrecht nach § 33 a festgesetzt worden ist, 
dürfen nur selbstgewonnene Kartoffeln verar- 
beitet werden (Kartoffelgemeinschaftsbrennerei). 
Jeder Besitzer eines Brennereigutes muß min- 
destens die Hälfte der Kartoffelmenge an die 
Brennerei liefern und mindestens die Hälfte der 
Schlempe abnehmen, die seinem Anteil an der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche aller Brennerei- 
güter zu Beginn des Betriebsjahres entspricht; 
dabei bleibt die Fläche eines Brennereigutes, die 
100 Hektar übersteigt, unberücksichtigt. 

(2) Die Oberfinanzdirektion kann auf Antrag 
zulassen, daß nicht selbstgewonnene Kartoffeln 
und anderes Getreide als Korn verarbeitet wer- 
den dürfen, wenn nachgewiesen wird, daß der 
durchschnittliche Hektarertrag der Brennerei- 
güter an Kartoffeln weniger als 22,5 Tonnen und 
weniger als 80 Hundertteile des Durchschnitts- 
ertrages der letzten fünf Erntejahre beträgt." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


(3) Eine Gemeinschaftsbrennerei muß fol- 
gende Bedingungen erfüllen: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. Die Rückstände des Brennereibetriebes 
(Schlempe) müssen restlos an das Vieh 
der Brennereigüter verfüttert werden. 
Jeder Besitzer eines Brennereigutes 
muß im Betriebsjahr mindestens die 
Hälfte der Schlempe abnehmen, die 
seinem Anteil an der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche aller Brennereigüter 
zu Beginn des Betriebsjahres ent- 
spricht. Aller Dünger, der während der 
Schlempefütterung anfällt, muß auf den 
Brennereigütern verwendet werden. 
Der Bundesminister der Finanzen oder 
die von ihm bestimmte Stelle kann aus 
agrar- oder betriebswirtschaftlichen 
Gründen auf Antrag für ein oder meh- 
rere Betriebsjahre zulassen, daß weni- 
ger Schlempe abgenommen wird, wenn 
die Besitzer der anderen Brennerei- 
güter die Schlempe übernehmen." 


3. unverändert 
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Entwurf 

4. In § 32 wird nach dem ersten Absatz folgender 
Absatz eingefügt: 

„Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung zulassen, daß innerhalb des 
Zehnjahreszeitraumes für die in Absatz 1 ge- 
nannten landwirtschaftlichen Brennereien, die 
ausschließlich ablieferungspflichtigen Branntwein 
(§ 58) herstellen, Brennrechte mit Gültigkeit vom 
Beginn des auf das Veranlagungsjahr folgenden 
Betriebsjahres festgesetzt werden, wenn der Be- 
darf der Bundesmonopolverwaltung an abliefe- 
rungspflichtigem Branntwein durch die Erzeu- 
gung innerhalb der Brennrechte der Eigenbren- 
nereien nicht gedeckt werden kann und ein 
agrarwirtschaftliches Bedürfnis für die Errich- 
tung neuer landwirtschaftlicher Brennereien vor- 
liegt. Er hat dabei die Weingeistmenge zu be- 
stimmen, die bei der Festsetzung der Brennrechte 
insgesamt nicht überschritten werden soll. Sie 
darf nicht höher sein als die Weingeistmenge, 
die seit der letzten Veranlagung an ablieferungs- 
pflichtigem Branntwein jährlich durchschnittlich 
im überbrand (§ 74) hergestellt worden ist. Im 
Rahmen einer nach Satz 2 festgesetzten Höchst- 
menge können Brennrechte nur für Brennereien 
festgesetzt werden, für die der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vor 
ihrer Errichtung anerkannt hat, daß der zuge- 
hörige landwirtschaftliche Betrieb nach seiner 
Lage und seinen Bodenverhältnissen auf den An- 
bau von Kartoffeln und auf ihre Verarbeitung zu 
Branntwein dringend angewiesen ist." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

4. In § 32 wird nach dem ersten Absatz folgender 

^ Absatz 2 eingefügt: 

.(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung zulassen, daß innerhalb 
des Zehnjahreszeitraumes für die in Absatz 1 ge- 
nannten landwirtschaftlichen Brennereien, die 
ausschließlich ablieferungspflichtigen Branntwein 
(§ 58) herstellen, Brennrechte mit Gültigkeit vom 
Beginn des auf das Veranlagungsjahr folgenden 
Betriebsjahres festgesetzt werden, wenn der Be- 
darf der Bundesmonopolverwaltung an abliefe- 
rungspflichtigem Branntwein durch die Erzeu- 
gung innerhalb der Brennrechte der Eigenbren- 
nereien nicht gedeckt werden kann und ein 
agrarwirtschaftliches Bedürfnis für die Errich- 
tung neuer landwirtschaftlicher Brennereien vor- 
liegt. Er hat dabei die Weingeistmenge zu be- 
stimmen, die bei der Festsetzung der Brennrechte 
insgesamt nicht überschritten werden soll. Sie 
darf nicht höher sein als die Weingeistmenge, 
die seit der letzten Veranlagung an ablieferungs- 
pflichtigem Branntwein jährlich durchschnittlich 
im überbrand (§ 74) hergestellt worden ist. Im 
Rahmen einer nach Satz 2 festgesetzten Höchst- 
menge können Brennrechte nur für Brennereien 
festgesetzt werden, für die der Biindesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vor 
ihrer Errichtung anerkannt hat, daß der zuge- 
hörige landwirtschaftliche Betrieb nach seiner 
Lage und seinen Bodenverhältnissen auf den An- 
bau von Kartoffeln und auf ihre Verarbeitung zu 
Branntwein dringend angewiesen ist." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


5. Flinter § 33 wird folgender § 33 a eingefügt: 

♦ 

„§ 33 a 


(1) Für Kartoffelgemeinschaftsbrennereien 
kann ein Brennrecht von mehr als 400 Hekto- 
liter Weingeist, jedoch nicht mehr als 1500 Hek- 
toliter Weingeist festgesetzt werden, wenn der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten vor ihrer Errichtung anerkannt hat, 
daß die Brennereigüter nach ihrer Lage und ihren 
Bodenverhältnissen auf den Anbau von Kartof- 
feln und ihre Verarbeitung zu Branntwein drin- 
gend angewiesen sind. Das Brennrecht ist so zu 
bemessen, daß 80 Hundertteile der erntbaren 
Kartoffelmenge innerhalb des Brennrechts ver- 
arbeitet werden können. Dabei ist eine Aus- 
beute von elf Liter Weingeist aus 100 Kilogramm 
Kartoffeln zugrunde zu legen. Als erntbar gilt 
die Kartoffelmenge, die auf 20 Hundertteilen der 
mit den Brennereigütern dauernd oder lang- 
fristig verbundenen landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche bei einem Hektarertrag von 22,5 Tonnen 
geerntet wird. Soweit die landwirtschaftliche 
Nutzfläche eines Brennereigutes 100 Hektar über- 
steigt, wird sie bei der Bemessung des Brenn- 
rechts nicht berücksichtigt. 
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Entwurf 

(2) Das Brennrecht von Kartoffelgemein- 
schaftsbrennereien kann auf Antrag unter An- 
wendung der Bemessungsmaßstäbe in Absatz 1 
höher, jedoch nicht auf mehr als 1500 Hekto- 
liter Weingeist festgesetzt werden, wenn sich 
die landwirtschaftlich genutzte Fläche während 
der letzten zehn Betriebsjahre vergrößert hat. 
Bei Gemeinschaftsbrennereien, die künftig als 
Kartoffelgemeinschaftsbrennereien betrieben wer- 
den sollen, muß der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten das Befürfnis 
nach Absatz 1 Satz 1 anerkannt haben. 

(3) Das Veranlagungsverfahren führt die 
Oberfinanzdirektion durch, 

(4) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stimmt durch Rechtsverordnung, bis zu welchem 
Zeitpunkt die Brennerei betriebsfähig hergerich- 
tet und die Veranlagung beantragt sein muß; 
er bestimmt ferner, welche Beweisunterlagen 
dem Antrag beizufügen sind.'' 

6. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

(1) Das Brennrecht erlischt, wenn 

1. die Brennerei Stoffe verwendet, deren 
Verarbeitung den Monopolbrennereien 
(§ 21) Vorbehalten ist, 

2. die Brennerei aus einer Brcnnerei- 
klasse in eine andere Übertritt, 

3. die Brennerei auf ein anderes Grund- 
stück verlegt wird, 

4. die Brennerei als erloschen zu gelten 
hat (§ 47 Abs. 2), 

5. der Brennereibesitzer als Täter oder 
Teilnehmer einer vollendeten oder 
versuchten Monopolhinterziehung mit 
Gefängnis bestraft worden ist, oder 
aus der Monopolhinterziehung eines 
anderen, die in seiner Brennerei be- 
gangen worden ist, in verwerflicher 
Weise einen Vermögensvorteil gezo- 
gen hat. 

(2) Die Oberfinanzdirektion kann die Fest- 
setzung des Brennrechts einer Kartoffelgemein- 
schaftsbrennerei, soweit es 400 Hektoliter Wein- 
geist übersteigt, von dem Zeitpunkt ab ganz 
oder teilweise widerrufen, in dem die Brennerei 
die besonderen Bedingungen des § 25 a Abs. 1 
nicht erfüllt. 

(3) In Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 können 
durch die Ausführungsbestimmungen Ausnah- 
men zugelassen werden. 

(4) Das Brennrecht erlischt in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und 2 mit dem Beginn des Be- 
triebsjahres, in den übrigen Fällen mit dem Ein- 
tritt der den Verlust begründenden Tatsachen." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


6. § 38 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 38 

(1) Das Brennrecht erlischt, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. der Brennereibesitzer als Täter oder 
Teilnehmer einer vollendeten oder 
versuchten Monopolhinterziehung mit 
Gefängnis von mehr als zwei Monaten 
bestraft worden ist, oder aus der Mo- 
nopolhinterziehung eines anderen, die 
in seiner Brennerei begangen worden 
ist, in verwerflicher Weise einen Ver- 
mögensvorteil gezogen hat. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


6 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1005 


Entwurf 

7. Hinter § 39 wird folgender § 39 a eingefügt; 

„§ 39 a 

(1) Das Brennrecht einer Kartoffelgemein- 
schaftsbrennerei erlischt beim Ausscheiden eines 
Brennereigutes in Höhe der Weingeistmenge, 
die auf das ausscheidende Gut nach seinem An- 
teil an der landwirtschaftlichen Nutzfläche aller 
Brennereigüter bei der Veranlagung entfiel. Da- 
bei bleibt die Fläche eines Brennereigutes, die 
100 Hektar übersteigt, unberücksichtigt. 

(2) Das Brennrecht bleibt unverändert, wenn 
beim Ausscheiden eines Brennereigutes an seine 
Stelle ein oder mehrere Brennereigüter mit einer 
mindestens gleich großen landwirtschaftlichen 
Nutzfläche treten. Ist die Nutzfläche des ausschei- 
denden Brennereigutes größer als 100 Hektar, 
so bleibt das Brennrecht auch unverändert, wenn 
die landwirtschaftliche Nutzfläche des Ersatz- 
gutes oder der Ersatzgüter mindestens 100 Hek- 
tar beträgt." 


8. Die §§ 159 a bis 159 f werden gestrichen. 

♦ 

Artikel 2 

(1) Für Gemeinschaftsbrennereien, die unter den 
besonderen Bedingungen des § 25 a Abs. 1 des Ge- 
setzes über das Branntweinmonopol betrieben wer- 
den sollen, kann auf Antrag in einem außerordent- 
lichen Veranlagungsverfahren ein Brennrecht vom 
Beginn des Betriebs] ahres ab festgesetzt werden, in 
dem der Antrag gestellt worden ist. Der Antrag 
kann nur für betriebsfähige neu entstandene oder 
bisher ohne Brennrecht betriebene Brennereien in- 
nerhalb von vier Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestellt werden. 

(2) In dem außerordentlichen Veranlagungsver- 
fahren kann auf Antrag das Brennrecht von Einzel- 
brennereien und von Gemeinschaftsbrennereien vom 
Beginn des auf das Veranlagungsjahr folgenden Be- 
triebsjahres ab höher, jedoch auf nicht mehr als 
1500 Hektoliter Weingeist festgesetzt werden, wenn 
die Brennereien von diesem Zeitpunkt ab als Ge- 
meinschaftsbrennereien unter den besonderen Be- 
dingungen des § 25 a Abs. 1 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol betrieben werden. Der Antrag 
kann nur innerhalb von vier Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gestellt werden. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

7. Hinter § 39 wird folgender § 39 a eingefügt: 

♦ 

„§ 39 a 

(1) unverändert 


(2) Das Brennrecht bleibt unverändert, wenn 
beim Ausscheiden eines Brennereigutes an seine 
Stelle ein oder mehrere Brennereigüter mit einer 
mindestens gleich großen landwirtschaftlichen 
Nutzfläche treten, wie sie das ausscheidende 
Brennereigut bei der Veranlagung hatte. War 
die Nutzfläche des ausscheidenden Brennerei- 
gutes größer als 100 Hektar, so bleibt das Brenn- 
recht auch unverändert, wenn die landwirtschaft- 
liche Nutzfläche des Ersatzgutes oder der Ersatz- 
güter mindestens 100 Hektar beträgt. 

(3) Ist die landwirtschaftliche Nutzfläche des 
ausscheidenden Brennereigutes größer als die 
der an seine Stelle tretenden Brennereigüter, so 
erlischt das Brennrecht nur insoweit, als das 
nach § 33 a Abs. 1 Sätze 2 bis 5 auf das ausschei- 
dende Brennereigut entfallende Brennrecht das 
nach den gleichen Grundsätzen zu ermittelnde 
Brennrecht der an seine Stelle tretenden Bren- 
nereigüter übersteigt." 

8. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 
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Entwurf 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Weingeist- 
menge zu bestimmen, die bei der Festsetzung der 
Brennrechte insgesamt nicht überschritten werden 
soll. Sie darf nicht höher sein als die Weingeist- 
menge, die seit der letzten Veranlagung an abliefe- 
rungspflichtigem Branntwein jährlich durchschnitt- 
lich im überbrand (§ 74 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) hergestellt worden ist. 


Artikel 3 

(1) Landwirtschaftliche Brennereien (§ 25 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes über das Branntweinmonopol) 
können auf Antrag mit Beginn des folgenden Be- 
triebsjahres vom Bundesminister der Finanzen oder 
der von ihm bestimmten Stelle unter Anwendung 
der Grundsätze des § 39 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol zu einer Gemeinschaftsbrenne- 
rei (§ 25 Abs. 3, § 25 a Abs. 1 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) zusammengelegt werden. Das 
Brennrecht der Gemeinschaftsbrennerei entspricht 
der Summe der Brennrechte der zusammengelegten 
Brennereien, darf jedoch bei Gemeinschaftsbrenne- 
reien, die unter den besonderen Bedingungen des 
§ 25 a Abs. 1 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol betrieben werden, 1500 Hektoliter Wein- 
geist und bei anderen Gemeinschaftsbrennereien 
1000 Hektoliter Weingeist nicht übersteigen. 

(2) Die Brennereien erlöschen im Zeitpunkt der 
Zusammenlegung. Mit den Betriebseinrichtungen 
darf auf den bisherigen Brennereigrundstücken eine 
Brennerei nicht mehr betrieben werden. Das gilt 
nicht für die Betriebseinrichtung, mit der die Ge- 
meinschaftsbrennerei betrieben wird. 

(3) Die Zusammenlegung kann nur bis zum 
30. September 1970 beantragt werden. 

(4) § 39 a des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol findet auf Gemeinschaftsbrennereien, die 
nach Absatz 1 entstanden sind, auch dann Anwen- 
dung, wenn sie nicht unter den besonderen Bedin- 
gungen des § 25 a Abs. 1 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol betrieben werden. 


Artikel 4 

(1) Brennredite betriebsfähiger Brennereien kön- 
nen vom Bundesminister der Finanzen oder der von 
ihm bestimmten Stelle auf Antrag mit Beginn des 
folgenden Betriebsjahres auf andere Brennereien 
gleicher Brennereiklasse (§ 24 des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol) mit einem Brennredit glei- 
cher Geltung übertragen werden. Anträge können 
nur bis zum 30. September 1970 gestellt werden. 

(2) Es können höchstens 90 Hundertteile des 
Brennrechts, jedoch nicht mehr als die Weingeist- 
menge übertragen werden, die in der abgebenden 
Brennerei im Durchschnitt der letzten zehn Be- 
triebsjahre jährlich erzeugt worden ist. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Artikel 3 

(1) Landwirtschaftliche Brennereien (§ 25 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes über das Branntweinmonopol) 
können auf Antrag mit Beginn des folgenden Be- 
triebsjahres vom Bundesminister der Finanzen oder 
der von ihm bestimmten Stelle unter Anwendung 
der Grundsätze des § 39 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol zu einer Gemeinschaftsbrenne- 
rei (§ 25 Abs. 3, § 25 a Abs. 1 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) zusammengelegt werden. Das 
Brennrecht der Gemeinschaftsbrennerei entspricht 
der Summe der Brennrechte der zusammengelegten 
Brennereien, darf jedoch bei Gemeinschaftsbrenne- 
reien, die unter den besonderen Bedingungen des 
§ 25 a Abs. 1 des Gesetzes über das Branntwein- 
monopol betrieben werden, 1500 Hektoliter Wein- 
geist und bei anderen Gemeinschaftsbrennereien 
1200 Hektoliter Weingeist nicht übersteigen. 

(2) unverändert 


(3) Die Zusammenlegung kann nur bis zum 
30. September 1972 beantragt werden. 

(4) unverändert 


Artikel 4 

(1) Brennrechte betriebsfähiger Brennereien kön- 
nen vom Bundesminister der Finanzen oder der von 
ihm bestimmten Stelle auf Antrag mit Beginn des 
folgenden Betriebsjahres auf andere Brennereien 
gleicher Brennereiklasse (§ 24 des Gesetzes über 
das Branntweinmonopol) mit einem Brennrecht glei- 
cher Geltung übertragen werden. Anträge können 
nur bis zum 30. September 1972 gestellt werden. 

(2) unverändert 
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(3) Brennrechte landwirtschaftlicher Brennereien (3) unverändert 

dürfen durch Übertragung auf nicht mehr als vier 

Hektoliter Weingeist je Hektar der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche, insgesamt aber auf nicht mehr als 
1000 Hektoliter Weingeist, Brennrechte gewerblicher 
Kornbrennereien auf nicht mehr als 2000 Hektoliter 
Weingeist erhöht werden. 

(4) Die abgebende Brennerei erlischt im Zeit- (4) unverändert 

punkt der Übertragung. Mit ihrer Betriebseinrich- 
tung darf auf dem bisherigen Brennereigrundstück 

eine Brennerei nicht mehr betrieben werden. 


Artikel 5 Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


ArtikelO Artikelö 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- unverändert 

düng in Kraft. 
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Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Ergänzung zu Drucksache V/1005 


Ergänzung zum Schriftlichen Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 

— Drucksache V/329 — 


Bericht des Abgeordneten Löbbert 


In der 71. Vollversammlung des Deutschen Bun- 
destages am 10. November 1966 wurde auf Antrag 
von Abgeordneten Krammig der Gesetzentwurf zur 
Änderung des Gesetzes über das Branntweinmono- 
pol an den Finanzausschuß zurückverwiesen. Der 
Antragsteller begründete seinen Antrag damit, 
daß der Schriftliche Bericht des Finanzausschusses 
unvollständig sei. 

Der Finanzausschuß hat daraufhin in seiner Sit- 
zung am 11. November 1966 beschlossen, den Be- 
richt zu ergänzen: 

Im Finanzausschuß wurde auch der Antrag 
erörtert, § 84 des Branntwcinmonopolgesetzes 

dahingehend zu ändern, daß der zur Herstellung 
von Arzneimitteln verwendete Branntwein einem 
niedrigeren Steuersatz unterworfen würde. Dieser 
Antrag wurde mit Mehrheit abgclehnt; der Finanz- 
ausschuß sah jedoch vor, die Steuersätze des § 84 
des Branntweinmonopolgesetzes bei späterer Gele- 
genheit generell einer Prüfung zu unterziehen. 


Bonn, den 18. November 1966 


Löbbert 

Berichterstatter 
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